
8
SCHWERPUNKT: HOPE-, HYPE- UND FEAR-TECHNOLOGIEN 

TA
B-

BR
IE

F N
R.

 3
9 

/ A
UG

US
T 

20
11 Die technische Entwicklung wäre al-

lerdings mit der Entwicklung des In-
ternets zu einseitig dargestellt. Denn 
vernetzte Kommunikationssysteme ent-
wickelten sich durch die Möglichkei-
ten der elektronischen Datenübertra-
gung (über die Telefonnetze) und das 
Aufkommen von Heimcomputern und 
PCs ab etwa Mitte der 1970er Jahre 
sowohl in dezentralen, privaten Initia-
tiven (etwa das Mailboxsystem Fidonet 
seit 1984) als auch durch kommerziel-
le Unternehmen oder staatliche Tele-
fongesellschaften. Eine herausragende 
Bedeutung für die Herausbildung von 
computervermittelten, sozialen Ge-
meinschaften hatte etwa ab 1976 das 
Electronic Information Exchange Sys-
tem (EIES) (Hiltz/Turoff 1978) oder 
auch der Whole Earth ’Lectronic Link 
(The WELL) ab 1985 (Rheingold 
1993). Unter den kommerziell erfolg-
reichen elektronischen Kommunika-
tionsdiensten in den USA jener Zeit sei 
etwa CompuServe genannt. In Euro-
pa wurden ab den 1970er Jahren in 
der Regie der staatlichen Telefongesell-
schaften Onlinedienste entwickelt, die 
zunächst auf die Kombination von Da-
tenfernübertragung (über Telefon) und 
Fernsehgeräte, später dann auf speziel-
le Endgeräte und die aufkommenden 
Heim- und Personalcomputer setzten. 
Während im Laufe der 1980er Jahre in 
Frankreich der Onlinedienst Minitel mit 
Erfolg etabliert wurde, war die Einfüh-
rung solcher Systeme etwa in Großbri-
tannien (unter dem Namen Prestel) und 
in Deutschland (Bildschirmtext – Btx) 
weniger erfolgreich. 

Ab Mitte der 1990er Jahre wurden alle 
diese Systeme mehr oder weniger voll-
ständig durch das Internet verdrängt 
und ersetzt. Trotzdem sind diese vom 
Internet unabhängigen technologi-
schen Entwicklungen von Relevanz, 
da sich auch an ihnen wesentliche Dis-
kussionen um die Bedeutung der Infor-
mations- und Kommunikationstech-
nologien für Politik und Demokratie 
entzündeten.

und zwar zwischen der University of Ca-
lifornia (UCLA) und dem Stanford Re-
search Institute (SRI). 1983 wurde im 
damaligen ARPANET das TCP/IP-Pro-
tokoll eingeführt, das sich danach welt-
weit verbreitet hat und bis heute die tech-
nische Grundlage des Internets darstellt. 
Eine sich bereits in den 1960er Jahren 
entwickelnde und bis heute dominie-
rende Anwendung im Internet war und 
ist die Übermittlung von Textnachrich-
ten (E-Mail). Eine völlig neue Qualität 
des Internets wurde Anfang der 1990er 
Jahre mit der Etablierung des HTTP-
Protokolls sowie grafischen Webbrow-
sern erreicht. Dieses World Wide Web 
ist aus Sicht der meisten Nutzer heute 
zum eigentlichen »Internet« geworden, 
das die vielen, ganz unterschiedlichen 
Anwendungen unter einer Oberfläche 
integriert. Ein weiterer markanter Ein-
schnitt in der Entwicklung des Internets 
war dessen Überführung aus einem im 
Wesentlichen staatlich geförderten Wis-
senschafts- in ein kommerzielles Com-
puternetz: 1985 wurde die erste Domain 
für ein Unternehmen vergeben (symbo-
lics.com), 1995 dann der Betrieb des In-
ternetbackbones in den USA aus der Ob-
hut der National Science Foundation in 
private Hände übergeben (Werle 2002).

Versucht man eine Rekonstruktion 
der Debatte um die Bedeutung des In-
ternets für die Politik, die unter der 
Überschrift Cyberdemokratie, digitale 
Demokratie, E-Demokratie, Teledemo-
kratie oder vergleichbaren Begriffen ge-
führt wird, dann sollte man sowohl die 
technische als auch die gesellschaftspo-
litische Entwicklung der letzten 50 Jah-
re rekapitulieren.

TECHNISCHE UND 
GESELLSCHAFTSPOLITISCHE 
ENTWICKLUNGEN UND 
VORAUSSETZUNGEN
DER LANGE WEG ZUM INTERNET

Die ersten Entwicklungen zur Vernet-
zung von Computern begannen in den 
1950er und 1960er Jahren in den USA, 
im Wesentlichen im wissenschaftlichen 
Kontext, wobei die Forschungsbehör-
de des Verteidigungsministeriums – 
die damalige Advanced Research Pro-
jects Agency (ARPA, später DARPA) –
durch die Vergabe von Forschungsgel-
dern eine maßgebliche Rollte spielte. Der 
29. Oktober 1969 gilt als der Tag der 
ersten Fernverbindung zweier Computer 

DIE NEUEN KLEIDER DER DEMOKRATIE –
INTERNET UND POLITIK

Der demokratische Umbruch im Frühjahr 2011 in Tunesien und Ägypten hat ein 
weiteres Mal die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf die Möglichkeiten des 
Internets für demokratische Bewegungen gelenkt. Während die einen im »ara-
bischen Frühling« eine weitgehend durch Facebook und Twitter beförderte Re-
volution sahen, betonten andere die Möglichkeiten der Herrschenden, das Inter-
net zu Überwachung, Zensur und Manipulation einzusetzen oder auch einfach 
ganz abzuschalten. In dieser Debatte wurden typische Muster einer Kontrover-
se um die »Cyberdemokratie« sichtbar, die seit nunmehr gut 50 Jahren geführt 
wird. Der folgende Beitrag geht diesen Diskussionen nach. Zunächst werden die 
technischen wie gesellschaftspolitischen Entwicklungsstränge nachgezeichnet, 
in denen sich die Debatte um die digitale Demokratie entwickelt hat. Dann wer-
den die Hoffnungen und Befürchtungen dargelegt, wie sie sich für informations-
technisch unterstützte Information, Kommunikation, Partizipation und Wahlen 
in der Demokratie darstellen. Die elektronischen Petitionen des Deutschen Bun-
destages dienen schließlich als aktuelles Beispiel eines konkreten Vorhabens der 
E-Demokratie. Die Rekonstruktion zeigt, dass keine Zyklen der Debatte festzu-
stellen sind, in denen (übersteigerte) Hoffnungen von Enttäuschungen und War-
nungen vor Gefahren abgelöst wurden. Die typischen Argumentationsmuster ei-
nes Für und Wider sind vielmehr von Anfang an präsent.
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gingen (Brinckmann 2006). Er kritisier-
te die mangelnde Repräsentation der 
Bürger in der Demokratie und sah im 
Konzept der Computerdemokratie eine 
Möglichkeit ihrer stärkeren Einbezie-
hung. Eine prototypische Umsetzung 
der Computerdemokratie fand 1971 in 
Zusammenarbeit mit dem WDR statt. 
Unter Leitung des bekannten Journa-
listen Werner Höfer wurde innerhalb 
einer Fernsehsendung das kontrover-
se Thema »Umweltschutz« behandelt. 
Über eine computergestützte Datenbank 
konnte zu aktuell auftretenden Fragen 
der wissenschaftliche Sachstand recher-
chiert werden. Die Meinungen der Zu-
schauer wurden über Telefonumfragen 
»interaktiv« mit einbezogen.

HOFFNUNGEN UND 
BEFÜRCHTUNGEN

Ganz allgemein kann man sagen, dass 
durch den Einsatz von Computern die 
Kapazitäten des Speicherns, Verarbei-
tens und Übertragens von Daten erheb-
lich erweitert werden. Dadurch kön-
nen mehr Daten in kürzerer Zeit zu 
günstigeren Kosten gespeichert, ver-
arbeitet und übertragen werden. Dar-
über hinaus gibt es drei technologische 
»M-Trends«: Computer werden kleiner 
(»mikro«), mobiler und multimedialer.

Was heißt dies nun für die Hoffnun-
gen und Befürchtungen bezüglich der 
Cyberdemokratie? Hierfür bietet sich 
die Unterscheidung von vier Funktions-
bereichen an, die im politischen Prozess 
durch Computer unterstützt werden 
können: Information, Kommunika-
tion, Konsultation/Partizipation und 
Entscheidung.

INFORMATIONEN – ELIXIER DER POLITIK

Demokratie setzt auf informierte Bür-
ger und Politiker. Die Hoffnung, die 
sich auf die Cyberdemokratie rich-
tet, ist, dass durch die umfassendere 

elektronischen Demokratie daran stets 
anknüpfen konnten.

FRÜHE EXPERIMENTE: 
ELECTRONIC TOWN HALL MEETINGS
UND COMPUTERDEMOKRATIE

Die Debatte um (übersteigerte) Hoff-
nungen und Befürchtungen einer kom-
munikationstechnologisch aufgerüs-
teten Demokratie ist also keine der 
letzten Jahre. Ein frühes Experiment 
aus den USA der 1970er Jahre war das 
schon erwähnte Electronic Informa tion 
Exchange System (EIES), das zwar in 
erster Linie als Informations-, Kom-
munikations- und Publikationssystem 
für wissenschaftliche Gemeinschaften 
gedacht war, bei dem aber der Einsatz 
für eine »electronic direct democracy« 
schon mitreflektiert wurde: »The most 
exciting and potentially revolutionary 
political application of a CC system 
[computer conference] is the facilitation 
of the direct participation and voting 
of citizens on important state of natio-
nal issues.« (Hiltz/Turoff 1978, S. 197)

Hiltz/Turoff beziehen sich dabei auf 
Amitai Etzionis Arbeiten Anfang der 
1970er Jahre zu elektronisch vermit-
telten »Bürgerversammlungen« (»town 
hall meetings«) (Etzinoi et al. 1975). 
Dafür wurden die neuen Möglichkeiten 
von Telefonkonferenzen genutzt. Etzio-
ni entwickelte die Vorstellung eines na-
tionalen Dialogs über den pyramiden-
förmigen Aufbau von Kleingruppen, 
deren Delegierte jeweils die nächsthö-
here Stufe beschickten. Telefonkonfe-
renzen ermöglichten Gruppendialoge 
auch über weite Entfernungen, in kur-
zer Zeit und zu geringen Kosten.

In Deutschland propagierte Helmut 
Krauch bereits 1972 die »Computerde-
mokratie« (Krauch 1972). Krauch hat-
te 1958 in Heidelberg die »Studiengrup-
pe für Systemforschung« gegründet, aus 
der im Übrigen wesentliche Impulse für 
die wissenschaftliche Politikberatung 
sowie die Entwicklung der Technikfol-

DER DEMOKRATISCHE AUFBRUCH SEIT 
DEN 1960ER JAHREN

Die gesellschaftliche, soziokulturelle 
und politische Seite dieser Entwick-
lung ist vergleichsweise schwieriger, 
weil komplexer und heterogener, zu 
beschreiben. In den USA waren die 
1950er und 1960er Jahre von einer 
starken Technik- und Wissenschafts-
gläubigkeit und staatlichen Großpro-
jekten geprägt. Dafür stehen paradig-
matisch die amerikanische Raumfahrt 
– vom ersten Satelliten bis zur Mond-
landung –, aber etwa auch der »Gene-
ral Problem Solver« (GPS) von Herbert 
Simon und Allen Newell, ein »Pro-
gram that simulates human thought« 
(so ein Artikel von 1961). Der Glau-
be, mit Technik die Gesellschaft »zum 
Guten« und »zum Rationalen« zu ver-
ändern, hat sicher hier eine ihrer Wur-
zeln. John F. Kennedys Regierungspro-
gramm »New Frontier« gab diesem 
Glauben eine politische Form. 

In anderer Weise, aber ähnlich prä-
gend, war eine spezifisch amerikani-
sche technoliberale Kultur der 1960er 
Jahre, die sowohl die Computerent-
wickler in den sagenumwobenen »Ga-
ragen« als auch die subkulturelle, al-
ternative und politische Bürgerrechts-, 
Antikriegs- und Studentenbewegung 
einschloss. Die Rebellion der Studen-
ten und anderer Teile der Bevölkerung 
gegen das »Establishment« fand mit je-
weils spezifischen Ausprägungen auch 
in Europa statt und forderte eine weit-
gehende Demokratisierung ein. Willy 
Brandts Regierungserklärung von 1969 
griff dies mit der Formel »Mehr Demo-
kratie wagen« auf, der Politikwissen-
schaftler Max Kaase diagnostizierte 
1982 eine »Partizipatorische Revolu-
tion«. Der Befund einer Krise der De-
mokratie, verbunden mit der Forderung 
ihrer Modernisierung und Revitalisie-
rung, zieht sich seit Jahrzehnten wie 
ein roter Faden durch die politische, 
öffentliche und politikwissenschaftli-
che Debatte, sodass Proponenten der 
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und Intermediäre, wie in der medial 
vermittelten Massenkommunikation, 
entfallen können.

Die Kommunikation der Politiker 
mit ihren Wählern und den Bürgern 
sowie mit der (medial vermittelten) 
Öffentlichkeit hat sowohl im Selbst-
bild wie im Zeitbudget der Politiker ei-
nen hohen Stellenwert (Riehm 2010). 
Die Hoffnungen, die sich mit den viel-
fältigen Möglichkeiten der Internet-
kommunikation verbinden, richten sich 
auf eine Intensivierung dieser Kommu-
nikationsbeziehung und darauf, dass 
die Bürger einen direkteren Zugang 
zur Politik finden und ihre eigene po-
litische Aktivität besser vorbereiten, 
koordinieren und in der Öffentlichkeit 
kommunizieren können.

Politiker befürchten allerdings teilwei-
se durch die neue Vielfalt an Kommu-
nikationsmöglichkeiten und ihre brei-
te Verfügbarkeit eine Überforderung 
mit kommunikativen Ansprüchen. 
Die Erwartungen der Bürger an ei-
nen Bürger-Politiker-Dialog könnten 
schon aus Gründen der enormen Ar-
beitsbelastung nur sehr begrenzt ein-
gelöst werden. Politiker setzen deshalb 
auch weniger auf eine direkte, gleich-
berechtigte Kommunikationsbeziehung 
zu den Bürgern als auf senderdominier-
te Kommunikation, etwa in der Form 
von Mitteilungen an bestimmte Emp-
fängerlisten (Newsletter, Mailvertei-
ler, Twitter etc.).

Befürchtet wird allerdings auch, dass 
bestimmte und immer kleinere Bevöl-
kerungsgruppen sehr gezielt im Sinne 
von politischen Direktmarketingkam-
pagnen angesprochen werden können 
und so das Beeinflussungspotenzial der 
Politik und mächtiger gesellschaftli-
cher Gruppen enorm gesteigert werden 
könnte (Donk/Tops 1992, S. 181 f.). In 
gleicher Weise wird befürchtet, dass 
über das Internet Gleichgesinnte sich 
besser finden, organisieren und in ih-

tionalem Prozess. Je besser die Politik 
informiert sei, umso besser, weil »ra-
tionaler«, könne politisches Handeln 
werden. Dies verkennt allerdings, dass 
»Informationen« im politischen Pro-
zess vor dem Hintergrund politischer 
Grundanschauungen und Interessen 
bewertet und daraus dann unterschied-
liche Folgerungen gezogen werden 
(Donk/Tops 1992, S. 183).

Hoffnungen wurden immer wieder auch 
darauf gesetzt, dass Politik und Bürger 
unmittelbarer und direkter Informatio-
nen austauschen könnten. Vermittelnde 
Instanzen, insbesondere die Medien mit 
ihren eigenen Interessen, Darstellungs-
formen und Agenden, könnten dann 
entbehrlich werden. Der Vorteil läge da-
rin, dass die politischen Akteure ihre In-
formationen »unverfälscht« den jewei-
ligen Adressaten übermitteln könnten. 
Doch der Verzicht auf solche vermitteln-
de Instanzen, die durch Selektion und 
Bewertung die Informationskomplexi-
tät reduzieren, erwies sich als ambiva-
lent, wenn nicht sogar trügerisch. Die 
Vermehrung von Information im poli-
tischen Prozess erzeugt neue Kosten der 
Informationssuche, der Informations-
selektion und -bewertung, die nicht je-
der bereit und in der Lage ist zu tragen 
(Schrape 2010; Zittel 2009). 

ENTGRENZTE KOMMUNIKATION

Das Internet bietet eine breite Palette 
von Kommunikationsmöglichkeiten, 
von der rein schriftlichen bis zur Ton-
Bild-Kommunikation, von der bilatera-
len über die Gruppenkommunikation 
bis zur Massenkommunikation eines 
»Senders« an viele »Empfänger«. Die 
Kommunikation kann über Kontinente 
hinweg, zeitlich entkoppelt oder auch 
im unmittelbaren Wechsel, nur für die 
unmittelbaren Teilnehmer nachvoll-
ziehbar, also privat, oder auch vor den 
Augen der Öffentlichkeit stattfinden. 
Typisch für die Internetkommunika-
tion, wenn auch nicht zwingend, ist, 
dass die Unterscheidung von Sender- 

und bessere Zugänglichkeit von (po-
litischen) Informationen die Demo-
kratie besser, weil transparenter und 
»informierter«, funktionieren könnte. 
Information wird als eine grundlegen-
de Ressource für weitere politische Be-
teiligungsformen angesehen.

Tatsächlich sind heute in einem vor 
Jahren noch kaum vorstellbaren Maße 
politische Informationen elektronisch 
abrufbar. Diese werden von den po-
litischen Institutionen (Regierungen, 
Parlamente) selbst, aber auch durch 
die Medien, durch Bürger, Verbände, 
Nichtregierungsorganisationen bereit-
gestellt. Daneben haben »inoffizielle« 
Datensammlungen vom Typ Wikileaks 
an Bedeutung zugenommen. Es sind 
längst nicht nur Fakten- und Textinfor-
mationen, die weltweit zur Verfügung 
stehen, sondern auch multimediale Do-
kumente wie etwa Reden und Inter-
views in Ton, Bild und Video. Es kann 
keinen Zweifel da ran geben, dass sich 
die Transparenz politischer Prozesse 
und Institutionen deutlich erhöht hat. 
Die gezielte Suche nach politischen In-
formationen unabhängig von Ort und 
Zeit wurde erheblich erleichtert.

Doch in der Cyberdemokratie stehen 
nicht nur so viele politische Informa-
tionen wie nie zuvor zur Verfügung, 
sondern die politische Aktivität erzeugt 
selbst ständig neue »Datenspuren«, und 
die Suche nach Informationen und de-
ren Verbreitung kann prinzipiell nach-
verfolgt werden. Befürchtet wurde 
deshalb von Anfang an, dass mit der 
Digitalisierung politischer Information
auch die Möglichkeiten der Überwa-
chung der Bürger durch den Staat oder 
durch große Konzerne erheblich aus-
geweitet würden (Donk/Tops 1992, 
S. 180 f.; Hiltz/Turoff 1978, S. 486 ff.). 

Die Hoffnung, mehr und leichter zu-
gängliche politische Information für 
die Bürger würde die Demokratie be-
leben und verbessern, speist sich aus 
einem Verständnis von Politik als ra-
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und E-Par tizipation als Bestandteile der 
digitalen Demokratie sind teilweise be-
reits routinemäßig im Einsatz – etwa 
bei der EU-Kommission (Grunwald et 
al. 2006, S. 87 ff.) oder bei der kanadi-
schen Regierung (Lindner 2008).

Gleichwohl haben die bisherigen Erfah-
rungen aber auch gezeigt, dass die prin-
zipielle Öffnung der Verfahren »für 
alle« nur unter sehr spezifischen Be-
dingungen auf ein entsprechendes Echo 
stößt und die aktive Beteiligung oft nur 
von Wenigen getragen wird (Grunwald 
et al. 2006, S. 15 u. 21). Noch kriti-
scher erscheint jedoch, dass bei sol-
chen Verfahren eine Erwartung auf 
eine subs tanzielle Beeinflussung poli-
tischer Prozesse geweckt wird, die aber 
teilweise schon daran scheitert, dass 
der Öffnung und Erweiterung des »In-
putkanals« keine entsprechende Erwei-
terung der Verarbeitungskapazitäten 
zur Seite gestellt wird. Enttäuschungen 
bei den Bürgern sind die Folge.

ENTSCHEIDUNGEN IN ABSTIMMUNGEN 
UND WAHLEN

Demokratie sollte nicht lediglich als 
Akt der Wahl von Repräsentanten im 
Abstand mehrerer Jahre oder als Ab-
stimmung in demokratischen Gremien
verstanden werden. Dem Wahlakt 
geht der Wahlkampf und der Mehr-
heitsentscheidung die Sachdebatte vor-
aus. Gleichwohl sind Wahlen und 
Mehrheitsentscheidungen so etwas 
wie die Kulmination demokratischer 
Machtausübung. In ihnen werden po-
litische Kurswechsel sichtbar, werden 
Gesetze fixiert und politische Program-
me festgelegt.

Die (vermeintliche) Einfachheit des 
Entscheidungsprozesses – in der Re-
gel geht es um eine Entscheidung zwi-
schen Alternativen oder eine Auswahl 
unter verschiedenen Personen – legt die 
Computerunterstützung nahe. Erhofft 
wurden schon in den 1980er Jahren 

scheidungsprozess vorsehen. Generell 
werden diese Verfahren damit begrün-
det, dass Erfahrungen und Expertise 
aus der Gesellschaft für sachgerechte 
Entscheidungen benötigt werden. In 
dem die unterschiedlichen gesellschaft-
lichen Sichtweisen im Entscheidungsver-
fahren berücksichtigt werden, soll Poli-
tik oder Verwaltung besser in die Lage 
versetzt werden, diese unterschiedlichen 
Interessenlagen im Sinne des »Gemein-
wohls« auszutarieren. 

Da es in diesen Verfahren um den 
Austausch komplexer Argumentatio-
nen geht, an denen mehr oder weni-
ger viele Personen aktiv beteiligt sind 
und in der Regel eine breite Öffent-
lichkeit interessiert ist, bietet sich der 
Einsatz elektronischer Gruppenkom-
munikation an. Diese könnten nicht 
nur die aktuelle Kommunikation im 
Verfahren unterstützen, sondern auch 
den gesamten Ablauf speichern und 
für nachfolgende Auswertungen wie-
der abrufbar machen. Bereits in den 
1970er Jahren wurde mit solchen (rein 
textbasierten) Computerkonferenzsys-
temen experimentiert, die heute selbst-
verständlich auch Ton und Bewegtbild 
integrieren können.

Neben dieser Informations- und Trans-
parenzfunktion richten sich die Hoff-
nungen bei elektronischen Konsulta-
tions- und Partizipationsverfahren auch 
darauf, dass eine Öffnung in die Brei-
te der Gesellschaft stattfinden kann. 
Im Prinzip könnte sich jeder beteiligen, 
unabhängig von seinem Status (Egali-
sierungstendenz des Internets), seinen 
Ressourcen (man benötigt nicht mehr 
als einen Internetzugang) und seinem 
Standort (Distanzen spielen keine Rol-
le mehr). Ein weiterer Vorteil elektroni-
scher Konsultations- und Beteiligungs-
verfahren wird darin gesehen, dass es 
ohne großen Aufwand möglich ist, den 
Beteiligten umfangreiche Verfahrens-
unterlagen sowie Stellungnahmen zur 
Verfügung zu stellen, bei deren Nut-
zung wiederum eine informierte Teil-

ren Anschauungen bestärken können. 
Dies wird für die Demokratie dann als 
besonders kritisch angesehen, wenn 
»eletronic tribes« (Hiltz/Turoff 1978, 
S. 482 f.) extremistische, demokra-
tiefeindliche Ziele verfolgen. In die-
sem Zusammenhang wurde auch von 
einer Balkanisierung der Wählerschaft 
und »demographic ghettos« gespro-
chen (Donk/Tops 1992, S. 181).

Letztlich führt die Explosion der in-
formativen wie kommunikativen Mög-
lichkeiten zu einer Überforderung der 
Gesellschaft. Viele verfügen nicht über 
die qualifikatorischen und zeitlichen 
Ressourcen, um sich in die »Netzöf-
fentlichkeit« (Grunwald et al. 2006) 
einzubringen, und vieles deutet da rauf 
hin, dass die privilegierten Schichten 
der Bevölkerung in weit stärkerem 
Maße von der Cyberdemokratie pro-
fitieren können als die breite Masse (so 
bereits Hiltz/Turoff 1978, S. 167 ff.).

KONSULTATION UND PARTIZIPATION

Politische Kommunikation kann von 
ganz unterschiedlichen Akteuren zu 
vielfältigen Themen initiiert werden 
und ist gegebenenfalls mit politischen 
Prozessen im engeren Sinne nur lose 
verbunden. Politische Konsultation ist 
dagegen in der Regel von der Politik 
ini tiiert, thematisch fokussiert und eng 
an politische Verfahrensabläufe ange-
koppelt. Hierbei lädt etwa ein Minis-
terium oder ein Parlamentsausschuss 
zu einem Gesetzesvorhaben oder ei-
nem politischen Programm Verbände, 
Experten oder auch betroffene Bürger 
ein, die auf vorgegebene Fragen ant-
worten und die eigene Expertise zum 
Thema darlegen sollen. 

Von Beteiligungsverfahren im engeren 
Sinne (Partizipation) spricht man dann, 
wenn insbesondere rechtliche Vorgaben, 
etwa in der Stadt- und Verkehrsplanung 
oder für umweltrelevante Großvorha-
ben, vorliegen, die den Einbezug von 
Betroffenen in den Planungs- und Ent-
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den Bürgern eintreten. Darauf richten 
sich auch die Hoffnungen der Bürger 
und Petenten, die, wie Befragungen des 
TAB zeigten, darüber hinaus erwarte-
ten, dass ihre im Onlineforum vorge-
brachten Argumente im Petitionsver-
fahren berücksichtigt würden.

Kritiker bezweifelten aber genau die-
ses, da sich an der formell schwachen 
Position der Petenten und des Petitions-
ausschusses selbst bei der Durchset-
zung als berechtigt erkannter Anliegen 
nichts geändert habe. Die Befürchtung, 
dass bei der Erweiterung des »Inputka-
nals« durch die Onlineforen die Verar-
beitungskapazitäten nicht Schritt hal-
ten, hat sich auch an diesem Beispiel 
bestätigt. Die durchaus verfahrensrele-
vanten Diskussionsinhalte werden nur 
unsystematisch und sporadisch in den 
Verfahrensablauf eingebracht. 

Typisch für die Debatte um die E-De-
mokratie ist auch die Befürchtung, dass 
personenbezogene Daten erzeugt wer-
den, die gegebenenfalls gegen die Bür-
ger verwendet werden könnten. So sind 
bei den E-Petitionen die Namen der 
Mitzeichner im Internet für jeden ein-
sehbar, anonyme oder pseudonyme 
Formen der Mitzeichnung sind bisher 
nicht zugelassen. Befürchtungen gibt es 
aber auch dahingehend, dass die Mög-
lichkeiten, die eigene Identität im In-
ternet zu verschleiern, zu einem Miss-
brauch führen könnte oder dass (über 
das Internet) gutorganisierte Gruppen 
und Organisationen das elektronische 
Petitionsverfahren für ihre politischen 
Kampagnen einsetzen könnten, für die 
es eigentlich nicht gedacht sei.

Die empirischen Untersuchungen des 
TAB zeigen – wenig überraschend – ein 
sehr differenziertes Bild. Insgesamt hat 
die Modernisierung des Petitionswesens 
in Deutschland durch den Internetein-
satz dessen öffentliche Wahrnehmung 
und politische Bedeutung gefördert. Die 
Nutzungsabsichten der Bürger reichen 

tivism« (Karpf 2010; Shulman 2009; 
White 2010).

BEISPIEL ELEKTRONISCHE 
PETITIONEN

Das TAB hat in den letzten Jahren um-
fangreiche Untersuchungen zur Einfüh-
rung und Nutzung eines elektronischen 
Petitionssystems des Deutschen Bundes-
tages durchgeführt (Riehm et. al. 2009, 
TAB 2011). Die konkrete Rahmenset-
zung des Deutschen Bundestages sieht 
dabei vor, dass Petitionen über das In-
ternet eingereicht und auf Wunsch der 
Petenten und nach einem speziellen Zu-
lassungsverfahren auf der E-Petitions-
plattform des Deutschen Bundestages 
veröffentlicht werden können. Weitere 
Merkmale dieses momentan zentralen 
E-Partizipationsprojektes im Rahmen 
der E-Parlamentsstrategie des deut-
schen Parlaments sind die Möglich-
keiten der Diskussion der Petitionen in 
einem Onlineforum sowie der Samm-
lung unterstützender Unterschriften. 
Bei der Erreichung eines Quorums von 
50.000 Mitzeichnungen führt der Peti-
tionsausschuss des Deutschen Bundes-
tages eine öffentliche Ausschusssitzung 
durch, zu der die Petenten eingeladen 
sind, ihr Anliegen persönlich vorzutra-
gen und Antworten auf die Fragen der 
Abgeordneten zu geben.

Auch an diesem konkreten parlamen-
tarischen E-Demokratieprojekt lassen 
sich die typischen Muster der langjäh-
rigen Debatte um Internet und Demo-
kratie ablesen.

Die Hoffnungen der Initiatoren im 
Bundestag richteten sich auf eine Mo-
dernisierung eines sehr traditionellen 
politischen Beteiligungsrechts und auf 
eine damit verbundene politische Auf-
wertung. Man wollte die Verfahrens-
transparenz erhöhen, das Petitionsrecht 
für neue Bevölkerungsschichten öff-
nen, deren Pro- und Kontraargumen-
te zu einer Petition hören und gege-

durch Verfahren automatisierter Aus-
zählung ein effizienteres Verfahren und 
– angesichts wachsender Wahlmüdig-
keit bei den Bürgern – eine Erhöhung 
der Wahlbeteiligung. Im Prinzip könn-
ten Abstimmungen und Wahlen von je-
dem Ort aus erfolgen. Für Befürworter 
direktdemokratischer Verfahren bietet 
das E-Voting (Beckert 2011) größere 
Möglichkeiten, mit relativ wenig Auf-
wand mehr Abstimmungen durchfüh-
ren zu können und dabei mehr Bürger 
an echten politischen Entscheidungen 
zu beteiligen.

»Einfache« Abstimmungen im Sinne 
der Feststellung von Stimmungen und 
Meinungen in der Bevölkerung und 
einzelnen Gruppen haben sich auf brei-
ter Front mehr oder weniger durchge-
setzt. Gerade Websites von Zeitungen 
und Rundfunkunternehmen bieten sol-
che »polls« fast routinemäßig an. Die 
elektronische Zeichnung von Appel-
len und Petitionen ist eine weitere, eher 
demonstrative als entscheidungsrele-
vante Form einer »Abstimmung«, auch 
wenn über Quoren teilweise formale 
Verfahrensprivilegien erreicht werden 
können. Dagegen gibt es nur vereinzelt 
und in wenigen Ländern elektronische 
Parlamentswahlen.

Die Befürchtungen richten sich hier da-
rauf, dass fehleranfällige Computer-
programme unrichtige Wahlergebnisse 
produzieren könnten, die Anonymität 
des Wahlvorgangs bedroht sein könn-
te und die Transparenz der Auszählung 
einer Abstimmung und Wahl durch die 
Blackboxeigenschaft des Computers 
nicht mehr gegeben seien. Es wird des 
Weiteren davor gewarnt, dass die Ein-
heit von Debatte und Entscheidung 
zugunsten des reinen Wahlaktes ver-
loren gehen könnte. Als »push-but-
ton democracy« bezeichneten Kriti-
ker bereits vor 20 Jahren diese Gefahr 
(Donk/Tops 1992, S. 170 u. 174 f.). 
Heute spricht man mit einer ähnlich 
kritischen Intention von einer Reduk-
tion politischer Aktivität auf »click-
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feststellbar. Von Beginn an finden sich 
die befürwortenden Hoffnungen neben 
den kritischen Befürchtungen. Auch die 
wissenschaftliche und empirische Ana-
lyse der Entwicklung des Internetein-
satzes in der Demokratie ist durch die-
se Ambivalenz charakterisiert. Womit 
kann dies erklärt werden?

Zum Ersten mit einer einseitigen tech-
nikdeterministischen Fragestellung: 
Nützt oder schadet »das Internet« der 
Demokratie? Das Internet ist aber kei-
ne Hope- oder Fear-Technologie per 
se, sondern gestaltete und gestaltbare 
Technik. Ob beispielsweise eher egali-
täre oder hierarchische Kommunika-
tionsformen befördert werden, hängt 
von der konkreten technischen Imple-
mentierung, den jeweiligen Nutzungs-
weisen und der gesellschaftlichen Ein-
bettung von Internetanwendungen ab –
und nicht vom »Internet« an sich. 

Zum Zweiten ist die Bewertung be-
stimmter Eigenschaften der Cyberde-
mokratie auch eine Frage der poli-
tischen Grundanschauungen und 
Interessen. Ein Vertreter der direkten 
Demokratie sieht gegebenenfalls in den 
Möglichkeiten des E-Votings eher eine 
Hoffnung, ein Anhänger der repräsen-
tativen Demokratie eher eine Gefahr. 
Aus der Perspektive eines Bürgers ist 
die über das Internet gegebene direk-
te Kontaktmöglichkeit von Politikern 
und politischen Institutionen ein Ge-
winn, für die Kontaktierten oft nicht 
mehr als eine zusätzliche Belastung.

Mit Sicherheit weiß man aber nach 
50 Jahren Debatte über und Erfahrun-
gen mit Internet und Demokratie mehr 
über die konkreten Bedingungen, unter 
denen sich eher die positiven und weni-
ger die negativen Potenziale realisieren. 
Auch die Technikfolgenabschätzung, 
die fast auf einen ähnlich langen Zeit-
raum zurückblicken kann, hat dazu 
immer wieder ihren Beitrag geleistet.

Ulrich Riehm

weit über die Kapazitäten hinaus, die 
der Bundestag zur Verfügung stellen 
kann, sodass viele öffentliche elektroni-
sche Petitionen nicht zugelassen werden. 
Die Diskussionsforen weisen bei einzel-
nen Petitionen eine ausgesprochen hohe 
Beteiligung bei einer in der Regel gu-
ten inhaltlichen Qualität auf. Tatsäch-
lich ist es auch gelungen, die Nutzung 
des Petitionsrechtes auf neue Bevölke-
rungsschichten, insbesondere Jüngere, 
auszuweiten. Allerdings bleibt die Zu-
sammensetzung der Petenten weiterhin 
dem typischen sozia len Muster einer 
durch höhere Bildung gekennzeichne-
ten politischen Beteiligung verhaftet. 
Die Befürchtungen des Missbrauchs 
durch organisierte Kampagnen, online 
gutvernetzte Gruppen oder auch durch 
Vortäuschung falscher Identitäten ha-
ben sich im Großen und Ganzen aber 
nicht bestätigt.

FAZIT

Das Internet macht ein unvorstellbares 
Ausmaß an politisch relevanter Infor-
mation sowie vielfältige Kommunika-
tions- und Beteiligungsmöglichkeiten 
in demokratischen Prozessen verfüg-
bar. Mehr Transparenz und Offenheit 
des politischen Systems, Nutzungsmög-
lichkeiten unabhängig vom sozialen 
Status sowie von Ort und Zeit sind wei-
tere typische Hoffnungen, die seit Be-
ginn der Debatte um die Cyberdemo-
kratie artikuliert wurden.

Die Debatte wurde aber auch von Be-
fürchtungen geprägt, zu denen u.a. ge-
hören: die Gefahr der Manipulation, 
Zensur und Überwachung, der sozia-
len Selektivität der Nutzung, der in-
formatorischen Überforderung der 
Nutzer durch Ausschaltung vermit-
telnder, qualitätssichernder Instanzen 
und die Beförderung populistischer 
Politikansätze. 

Ein eindeutiger Zyklus von »hope, hype 
and fear« über die Jahre ist dabei nicht 
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